
 
Stadt Burglengenfeld 
Marktplatz 2 – 6 
93133 Burglengenfeld 
  
 

 

Niederschrift  

über die  

38. Sitzung des Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschusses 

der Stadt Burglengenfeld 

 
 

Sitzungstermin: Mittwoch, 02.05.2018 

Sitzungsort/-raum: im Besprechungszimmer I, Zimmer Nr. 15 

Beginn: 18:00 Uhr 

Ende: 20:29 Uhr 

 
 
 
Zur heutigen Sitzung des Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschusses wurden von Bür-
germeister Thomas Gesche sämtliche Mitglieder ordnungsgemäß eingeladen. Zu 
Beginn der Sitzung waren Bürgermeister Thomas Gesche als Vorsitzender und 7 der 
7 Mitglieder des Ausschusses anwesend. 
 
Für Stadtrat Theo Lorenz nahm Stadtrat Albin Schreiner an der Sitzung teil. 
 
Der Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschuss war beschlussfähig, da sämtliche Mit-
glieder ordnungsgemäß geladen waren und die Mehrheit anwesend und stimmbe-
rechtigt war. 
 
Zeitpunkt und Ort der öffentlichen Sitzung wurden unter Angabe der Tagesordnung 
ortsüblich bekannt gemacht. 
 
Bürgermeister Thomas Gesche begrüßte zur heutigen Sitzung Herrn Dr. Küblböck 
sowie Herrn Gehring von der Küblböck Projektgruppe, Herrn Schaller von der Mittel-
bayerischen Zeitung, die anwesenden Zuhörer und die Herren Stadträte. 
 
Vor Einstieg in die Tagesordnung bat Bürgermeister Thomas Gesche darum, den 
Tagesordnungspunkt 6 Vollzug des Bayerischen Feuerwehrgesetzes (BayFWG) mit 
seinen beiden Unterpunkten in den nicht öffentlichen Teil zu verschieben. Damit wa-
ren alle Stadträte einverstanden. Tagesordnungspunkt 6.2 wurde geändert be-
schlossen. 
 
Gegen die Tagesordnung wurden keine Einwendungen vorgebracht.  
 
Zu Tagesordnungspunkt 2.1 - Änderung des Flächennutzungsplanes und Aufstel-
lungsbeschluss zur 1. qualifizierten Änderung des Bebauungsplanes „Gewerbe-, 
Misch- und Sondergebiet an der Umgehungsstraße“ - erläuterte Herr Dr. Küblböck 
die Erweiterung des bestehenden Naabtalcenters und stand den Stadträten für Fra-
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gen zur Verfügung. 
Herr Dr. Küblböck und Herr Gehring verabschiedeten sich um 19:11 Uhr.  
 
Zu Tagesordnungspunkt 2.3 - Änderung des Flächennutzungsplanes und Aufstellung 
eines Bebauungsplanes nach §13a BauGB (beschleunigtes Verfahren) Am Hirtberg - 
stellte Stadtrat Sebastian Bösl den Antrag, den vorliegenden Plan nochmals vier Wo-
chen auszulegen und wenn möglich, vom beschleunigten Verfahren ins normale Ver-
fahren abzuändern. Der Beschlussvorschlag wurde entsprechend ergänzt und wird 
dem Stadtrat so vorgelegt werden. Die rechtliche Situation muss von der Verwaltung 
mit dem Landratsamt Schwandorf geklärt werden. 
 
Die öffentliche Sitzung endete um 20:23 Uhr, die nicht öffentliche Sitzung wurde so-
fort im Anschluss um 20:24 Uhr fortgesetzt und endete um 20:29 Uhr. 
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Teilnehmerverzeichnis 
 
 
Anwesend waren: 
 
Funktion  
Name, Vorname Bemerkung 

1. Bürgermeister:  

Gesche, Thomas  1. Bürgermeister  

Ausschussmitglieder:  

Bösl, Sebastian  Stadtrat verlässt den Sitzungstisch von 19:44 Uhr bis 
19:46 Uhr 

Deschl, Karl  Stadtrat  

Glatzl, Hans  Stadtrat verlässt den Sitzungstisch von 19:41 Uhr bis 
19:42 Uhr 

Gruber, Josef  3. Bürgermeister  

Hofmann, Thomas  Stadtrat verlässt den Sitzungstisch von 19:17 Uhr bis 
19:22 Uhr 

Lorenz, Theo  Stadtrat entschuldigt 

Wein, Peter  Stadtrat verlässt den Sitzungstisch von 19:39 Uhr bis 
19:41 Uhr 

2. stellv. Ausschussmitglieder:  

Schreiner, Albin  Stadtrat in Vertretung für SR Lorenz 

verlässt den Sitzungstisch von 19:55 Uhr bis 
19:58 Uhr 

Ortssprecher:  

Feuerer, Yvonne  Ortssprecherin  

Verwaltung:  

Haneder, Franz Stadtbaumeister  Leiter Stadtbauamt  

Wittmann, Thomas VOAR  Leiter Hauptamt verlässt den Sitzungstisch von 19:17 Uhr bis 
19:20 Uhr 

Schriftführerin:  

Faltermeier, Susanne  Verwaltungsangestellte  

 
 
Nicht anwesend waren: 
 
Funktion  
Name, Vorname Bemerkung 

Lorenz, Theo  Stadtrat entschuldigt 
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Tagesordnung 
 

A) Öffentliche Sitzung: 

  
1. Genehmigung des Protokolls über den öffentlichen Teil der Sitzung vom 

14.03.2018 
  
2. Bauleitplanung - Flächennutzungsplan, Bebauungsplan 

 2.1 Änderung des Flächennutzungsplanes und Aufstellungsbeschluss 
zur 1. qualifizierten Änderung des Bebauungsplanes „Gewerbe-, 
Misch- und Sondergebiet an der Umgehungsstraße“ - Empfehlung 
an den Stadtrat 

 2.2 1. qualifizierte Änderung des Bebauungsplanes „An der B15“ - Sat-
zungsbeschluss - Empfehlung an den Stadtrat 

 2.3 Änderung des Flächennutzungsplanes und Aufstellung eines Be-
bauungsplanes nach § 13a BauGB (beschleunigtes Verfahren) „Am 
Hirtberg“ - Satzungsbeschluss - Empfehlung an den Stadtrat    erwei-
terter, geänderter Beschluss 

 2.4 2. Änderung des Bebauungsplanes Gewerbegebiet „Am Brunnfeld 
I“ und „Am Brunnfeld II“ – Empfehlung an den Stadtrat 

  
3. Bauanträge und Bauvoranfragen 

 3.1 Neubau eines Mutterkuhstalls in Mossendorf, FlSt.Nr. 274/0 der 
Gem. See – Empfehlung an den Stadtrat zur Erteilung des gemeindli-
chen Einvernehmens 

 3.2 Errichtung von zwei Mehrfamilienhäusern mit je 12 Wohneinheiten, 
FlSt.Nr. 1413 der Gem. Burglengenfeld, Am Hirtberg 5, 93133 Burg-
lengenfeld - Bauvoranfrage - Empfehlung an den Stadtrat zur Erteilung 
des gemeindlichen Einvernehmens 

 3.3 Nutzungsänderung am bestehenden Brauereigebäude, FlSt.Nr. 
1328/2 der Gem. Burglengenfeld, Schwandorfer Straße 4, 93133 
Burglengenfeld - Bauvoranfrage - Empfehlung an den Stadtrat 

  
4. Erneuerung der Irlbrücke I - Bekanntgabe des Ausschreibungsergebnisses 

und Auftragsvergabe - Empfehlung an den Stadtrat 
  
5. Breitbandausbau in FTTH - Beauftragung eines Masterplans für den Be-

reich der Kernstadt - Empfehlung an den Stadtrat 
  
6. Vollzug des Bayerischen Feuerwehrgesetzes (BayFWG)  zu Beginn der Sit-

zung in den nicht öffentlichen Teil verschoben 

 6.1 Bestätigung des gewählten Kommandanten der Freiwilligen Feuer-
wehr Büchheim gem. Art. 8 Abs. 4 BayFwG - Empfehlung an den 
Stadtrat 
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 6.2 Bestätigung der gewählten Kommandanten der Freiwilligen Feuer-
wehr See-Mossendorf gem. Art. 8 Abs. 4 BayFwG - Empfehlung an 
den Stadtrat 

  
7. Anfragen nach § 31 der Geschäftsordnung / Informationen des Bürgermeisters 

B) Nicht öffentliche Sitzung: 

  
1. Genehmigung einer Notariatsurkunde – Kaufvertrag zwischen der Stadt 

Burglengenfeld und ELW GmbH, Hochweg 7, 92287 Schmidmühlen - Emp-
fehlung an den Stadtrat 

  
2. Anfragen nach § 31 der Geschäftsordnung / Informationen des Bürgermeisters 
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Protokol l  
 
 

A) Öffentliche Sitzung: 

Beschluss 
 

Nr.:398 
 

Gegenstand: Genehmigung des Protokolls über den öffentlichen Teil der Sitzung 
vom 14.03.2018 

 
Nach ordnungsgemäßer Ladung sind der 1. Bürgermeister und 7 der 7 Gremienmit-
glieder erschienen; sie waren für oben bezeichneten Beratungsgegenstand stimmbe-
rechtigt. 
Beschlussfähigkeit nach Art. 47 Abs. 2 GO war sonach gegeben. 

 
 
Sachdarstellung, Begründung: 
 
Das Protokoll der öffentlichen Sitzung des Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschusses 
vom 14.03.2018 wurde den Ausschussmitgliedern vorab zugestellt. 
 
 
 
Beschluss: 
 
Das Protokoll über den öffentlichen Teil der Sitzung des Bau-, Umwelt- und Ver-
kehrsausschusses vom 14.03.2018 wird genehmigt. 
 
 
  
Abstimmungsergebnis: 
 
Einstimmig. 
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Beschluss 
 

Nr.:399 
 

Gegenstand: Änderung des Flächennutzungsplanes und Aufstellungsbeschluss 
zur 1. qualifizierten Änderung des Bebauungsplanes „Gewerbe-, 
Misch- und Sondergebiet an der Umgehungsstraße“ - Empfehlung 
an den Stadtrat 

 
Nach ordnungsgemäßer Ladung sind der 1. Bürgermeister und 7 der 7 Gremienmit-
glieder erschienen; sie waren für oben bezeichneten Beratungsgegenstand stimmbe-
rechtigt. 
Beschlussfähigkeit nach Art. 47 Abs. 2 GO war sonach gegeben. 

 
 
 
Sachdarstellung, Begründung: 
 
Die Küblböck Projektentwicklungs GmbH beabsichtigt, den rechtskräftigen Bebau-
ungsplan „Gewerbe-, Misch- und Sondergebiet an der Umgehungsstraße“ weiter zu 
entwickeln.  
 
Der rechtsgültige Bebauungsplan weist aktuell ein Sondergebiet „Lebensmittel“ mit 
1.850 m², ein Mischgebiet und zwei Gewerbegebiete (ein großflächiges „GE 1“ und 
ein kleinflächiges „GE 2“) aus, die jeweils Bestandskraft besitzen. 
 
Nun soll aus dem großflächigen Bereich GE 1 (Gewerbegebiet) eine Fläche für ein 
Sondergebiet „Bau- und Gartenmarkt“ mit einer gewichteten Verkaufsfläche von 
9.500 m²  (ungewichtet 10.500 m²) entnommen werden, so dass nur noch rd. 1.500 
m² Verkaufsfläche im Bereich GE 1 verbleiben. 
 
Hinsichtlich der Diskussion im Einzelhandelsgutachten (ISEK) würde sich diese ge-
plante Änderung in zweifacher Hinsicht positiv darstellen.  
 
Der großflächige Bau- und Gartenmarkt würde durch die Magnetwirkung auch Kun-
den aus einem größeren Umkreis nach Burglengenfeld locken und könnte dadurch 
den Einzelhandelsstandort Burglengenfeld als Ganzes aufwerten und stärken. Au-
ßerdem würde das Gewerbegebiet (GE 1), in dem Fachmärkte mit innenstadtrele-
vanten Sortimenten auf einer Verkaufsfläche von rund 8.000 m² realisiert hätte wer-
den können, da durch den rechtskräftigen Bebauungsplan der Projektentwickler ein 
Recht auf Bestandsschutz genießt, nun auf 1.500 m² Verkaufsfläche reduziert. Dies 
vermindert nicht unerheblich das Risiko einer Beeinträchtigung der Innenentwicklung 
und somit des zentralen Versorgungsbereiches. 
 
Da es sich bei dem geplanten großflächigen (10.500 m²) Bau- und Gartenmarkt um 
ein raumbedeutsames Vorhaben mit überörtlicher Bedeutung handelt, ist ein Raum-
ordnungsverfahren als vorklärendes Gutachten zur Beurteilung der Raumverträglich-
keit erforderlich. Dieses Raumordnungsverfahren wird parallel zum Bauleitverfahren 
durchgeführt und ist vom Projektentwickler bei der Regierung der Oberpfalz zu be-
antragen. 
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Beschluss BUV: 
 
Der Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschuss empfiehlt dem Stadtrat, den Flächennut-
zungsplan bezüglich der neuen Planungen zu ändern und die 1. qualifizierte Ände-
rung des Bebauungsplanes „Gewerbe-, Misch- und Sondergebiet an der Umge-
hungsstraße“ einzuleiten.  
Die Beteiligung der Öffentlichkeit sowie der Träger öffentlicher Belange gemäß §§ 3 
Abs. 2, 4 Abs. 2 BauGB ist durchzuführen. Wegen der überörtlichen Bedeutung der 
geplanten Änderung ist ein Raumordnungsverfahren vom Projektentwickler bei der 
Regierung der Oberpfalz zu beantragen. Dies soll parallel zum Bauleitverfahren 
durchgeführt werden. 
 
 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Einstimmig. 
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Beschluss 
 

Nr.:400 
 

Gegenstand: 1. qualifizierte Änderung des Bebauungsplanes „An der B15“ - Sat-
zungsbeschluss - Empfehlung an den Stadtrat 

 
Nach ordnungsgemäßer Ladung sind der 1. Bürgermeister und 7 der 7 Gremienmit-
glieder erschienen; sie waren für oben bezeichneten Beratungsgegenstand stimmbe-
rechtigt. 
Beschlussfähigkeit nach Art. 47 Abs. 2 GO war sonach gegeben. 

 
 
Sachdarstellung, Begründung: 
 
Zur besseren Nutzung der noch freien Flächen soll der Bebauungsplan „Gewerbegebiet 
an der B 15“ in Bezug auf die Zulässigkeit eines Hotel´s mit Wohnungen für Betriebsin-
haber und Betriebsleiter sowie der Zulässigkeit bis max. 12,50 m Wandhöhe im Ände-
rungsbereich I und II geändert bzw. konkretisiert werden. 
 
Im Gewerbegebiet sind aktuell ein McDonalds, zwei Spielhallen und ein Kfz-Sachver-
ständiger angesiedelt. Diese Betriebe zeigen eine Nutzung des Gewerbegebiets auf, 
welche faktisch auch in einem Mischgebiet zulässig wären und das Wohnen nicht we-
sentlich stören.  
 
Auf den Flächen des Änderungsbereichs I soll eine Steuerkanzlei mit weiteren Dienst-
leistungsbetrieben (Planungsbüro, Rechtsanwaltskanzlei oder Arztpraxis) und Betriebs-
leiterwohnung sowie im Änderungsbereich II ein Hotel mit einem zusätzlichen Betriebs-
leiterhaus errichtet werden. 
 
Wegen dem abfallenden Gelände nach dem Wendehammer kann, abweichend zum Be-
stand (Wandhöhe 9 Meter), im Änderungsbereich I und II bei Flach- und Pultdächern bis 
zu 15° Neigung die Wandhöhe bis max. 12,50 m zugelassen werden. 
 
Es wurde die Öffentlichkeit und Träger öffentlicher Belange gem. §§ 3 Abs. 2, 4 Abs. 2 
BauGB gehört und um Abgabe von Stellungnahmen gebeten. Wegen der geringfügigen 
Änderungen wurden keinerlei Bedenken und Einwendungen hierzu geäußert. 
 
Aus Sicht der Verwaltung ist es erfreulich, dass nun auch im hinteren Teil des Gewerbe-
gebietes „An der B 15“ städtische Flächen verkauft werden konnten und sich Gewerbe-
betriebe ansiedeln, die sich im dort vorhandenen Branchenmix gut einfügen. 
 
 
Beschluss BUV: 
 
Der Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschuss empfiehlt dem Stadtrat, die 1. qualifizierte 
Änderung des Bebauungsplanes „An der B 15“ auf Grundlage des Planungsbüros 
Preihsl und Schwan in der Fassung vom 02.05.2018  als Satzung zu beschließen. 
  
  
Abstimmungsergebnis: 
 
Einstimmig. 
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Beschluss 
 

Nr.:401 
 

Gegenstand: Änderung des Flächennutzungsplanes und Aufstellung eines Be-
bauungsplanes nach § 13a BauGB (beschleunigtes Verfahren) „Am 
Hirtberg“ - Satzungsbeschluss - Empfehlung an den Stadtrat 

 
Nach ordnungsgemäßer Ladung sind der 1. Bürgermeister und 7 der 7 Gremienmit-
glieder erschienen; sie waren für oben bezeichneten Beratungsgegenstand stimmbe-
rechtigt. 
Beschlussfähigkeit nach Art. 47 Abs. 2 GO war sonach gegeben. 

 
 
Sachdarstellung, Begründung: 
 
Nach Fassung des Aufstellungsbeschlusses vom 07.02.2018 wurden nun im Anhö-
rungsverfahren die Bürger und die Träger öffentlicher Belange angehört und um Abgabe 
einer Stellungnahme gebeten, so dass nach Abwägung der eingegangenen Stellung-
nahmen, Bedenken und Einwendungen der Satzungsbeschluss gefasst werden kann. 
 
Im beschleunigten Beteiligungsverfahren der Behörden konnten alle Stellungnahmen 
hinreichend abgewogen werden. Die Bedenken und Einwendungen wurden im vorge-
legten Bebauungsplan und der dazugehörigen Satzung berücksichtigt und entsprechend 
abgeändert. 
 
Die Abwägungsvorschläge und die dazugehörigen Beschlussvorschläge sind der als 
Anlage beigefügten Liste aller Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange zu ent-
nehmen. Diese Liste ist Bestandteil dieser Beschlussvorlage. 
 
Gemäß § 13a Abs. 2 BauGB ist der Flächennutzungsplan im Wege der Berichtigung an-
zupassen. 
 
 
Auf Antrag von Stadtrat Sebastian Bösl wurde der Beschluss um Absatz I.) ergänzt 
 
 
Beschluss BUV: 
 

I. Der Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschuss empfiehlt dem Stadtrat, von der Ver-
waltung die rechtliche Situation mit dem Landratsamt Schwandorf prüfen zu las-
sen und den Plan nach Möglichkeit einen weiteren Monat öffentlich auslegen. 

 
II. Der Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschuss empfiehlt dem Stadtrat, die eingegan-

genen Anregungen, Bedenken und Einwendungen der Träger öffentlicher Belan-
ge auf Grundlage der nach Abwägung von der Verwaltung verfassten Stellung-
nahmen zum Beschluss zu erheben. Die Abwägungsvorschläge und die dazuge-
hörigen Beschlussvorschläge zu den Stellungnahmen der Träger öffentlicher Be-
lange sind Bestandteil dieses Beschlusses. 

 
III. Satzungsbeschluss  

Der Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschuss empfiehlt dem Stadtrat, auf Grund-
lage der Planungsgemeinschaft Licha & Seidl vom 16.04.2018 den Bebauungs-
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plan der Innenentwicklung „Am Hirtberg“ zur Satzung zu erheben.  
Gemäß § 13a Abs. 2 BauGB ist der Flächennutzungsplan im Wege der Berichti-
gung anzupassen. 

 
 
 
mehrere Beschlüsse 
 
  
Abstimmungsergebnis: 
 

I. Einstimmig. 
 

II. Mit 0 gegen 8 Stimmen – abgelehnt 
 
III. Mit 0 gegen 8 Stimmen - abgelehnt 
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Beschluss 
 

Nr.:402 
 

Gegenstand: 2. Änderung des Bebauungsplanes Gewerbegebiet "Am Brunnfeld I“ 
und „Am Brunnfeld II“ – Empfehlung an den Stadtrat 

 
Nach ordnungsgemäßer Ladung sind der 1. Bürgermeister und 7 der 7 Gremienmit-
glieder erschienen; sie waren für oben bezeichneten Beratungsgegenstand stimmbe-
rechtigt. 
Beschlussfähigkeit nach Art. 47 Abs. 2 GO war sonach gegeben. 

 
 
Sachdarstellung, Begründung: 
 
Der Bebauungsplan Gewerbegebiet „Brunnfeld I und Brunnfeld II“, welcher bereits seit 
dem Jahr 2000 rechtskräftig ist, soll nun zunächst mit der Erschließung des Gewerbege-
biets „Brunnfeld II“ umgesetzt werden. Das Labor Kneißler beabsichtigt in diesem Zu-
sammenhang eine Betriebserweiterung und zugleich eine Erweiterung des Parkplatzbe-
reiches, damit alle Arbeitnehmer und Besucher auf dem Betriebsgelände einen Stellplatz 
nutzen können. Bislang gab es immer wieder Probleme mit parkenden Fahrzeugen ent-
lang der Zufahrtsstraße am Unteren Mühlweg. Die positive Konjunkturlage ermöglicht 
und verlangt von den Gewerbetreibenden eine Erweiterung zur dauerhaften Standortsi-
cherung und zukunftsweisender Ausrichtung des Betriebes.  
 
Zusätzlich zur Erweiterung des Gewerbegebiets wird in der 2. Änderung u.a. auch die 
zulässige Anzahl der Vollgeschosse für den Bereich beim Labor Kneißler (Quartier B) 
von  II auf III erhöht. Es soll noch in diesem Jahr ein Erweiterungsbau, der im B-Plan 
bereits skizziert ist, beantragt werden. Die Bruttobaulandfläche im Gewerbegebiet „Am 
Brunnfeld II“ erhöht sich nun durch die Erweiterung von ursprünglich 40.370 m² auf 
45.598 m².  
 
Es haben sich bereits 12 Gewerbetreibende als Interessenten (zwischen 1.000 – 8.000 
m² Gewerbefläche) für das neue Gewerbegebiet gemeldet, so dass ein baldiger Verkauf 
der Grundstücke nach Abschluss der Erschließungsarbeiten zu erwarten ist. Außerdem 
möchte der städtische Bauhof im hinteren Teil des Bauhofgeländes eine Erweiterungs-
fläche erwerben, damit auch der Bauhof den Bedürfnissen einer ständig wachsenden 
Stadt gerecht werden kann. 
 
 
 
Beschluss BUV: 
 
Der Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschuss empfiehlt dem Stadtrat, die Aufstellung der 
2. Änderung des Bebauungsplanes Gewerbegebiet „Am Brunnfeld I und Am Brunnfeld II“ 
auf Grundlage der Planungen des Architekturbüros Haneder & Kraus vom 02.05.2018 zu 
beschließen. Die Träger öffentlicher Belange und die Öffentlichkeit sind im förmlichen 
Verfahren zu beteiligen. 
 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Einstimmig. 
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Beschluss 
 

Nr.:403 
 

Gegenstand: Neubau eines Mutterkuhstalls in Mossendorf, FlSt.Nr. 274/0 der 
Gem. See – Empfehlung an den Stadtrat zur Erteilung des gemeind-
lichen Einvernehmens 

 
 
Nach ordnungsgemäßer Ladung sind der 1. Bürgermeister und 6 der 7 Gremienmit-
glieder erschienen; sie waren für oben bezeichneten Beratungsgegenstand stimmbe-
rechtigt. 
Beschlussfähigkeit nach Art. 47 Abs. 2 GO war sonach gegeben. 

 
 
Sachdarstellung, Begründung: 
 
Ein Landwirt in Mossendorf beantragt den Neubau eines Mutterkuhstalls auf dem Flur-
stück Nr. 274/0, Gem. See, um die bereits betriebene Rinderzucht (Angus) von der Hof-
stelle in den Außenbereich von Mossendorf zu verlegen.  
 
Der Mutterkuhstall hat die Ausmaße 36,50 Meter x 20,00 Meter und wird in Holzbau-
weise in einem Abstand von knapp 19 Meter von der bestehenden Maschinenhalle am 
Ortseingang errichtet. Der vorhandene Tierbestand soll von derzeit 20 Großvieh auf 35 
Großvieh erhöht werden. Der Antragsteller möchte den landwirtschaftlichen Betrieb auf 
ökologischen Landbau umstellen und ist dahingehend bestrebt, durch die naturnahe Hal-
tungsform die Kunden konstant mit regionalem Rindfleisch zu versorgen.   
 
Für die Veränderung der natürlichen Rückhalteraumfunktion im Überschwemmungsge-
biet der Naab sind entsprechend dem Wasserhaushaltsgesetz Ausgleichsmaßnahmen 
zu errichten. Dieser sog. Retentionsausgleich soll ebenfalls unter Rücksprache mit dem 
Wasserwirtschaftsamt auf dem Flurstück geschaffen werden. Außerdem soll ein 
Schachtbrunnen für die Tränke im Kuhstall mit 120 cm Durchmesser und 5 Meter Tiefe 
angelegt werden. 
 
Das Bauvorhaben ist gem. Art. 35 Abs. 1 Nr. 1BauGB privilegiert. 
 
Der bisherige Kuhstall soll künftig als Spielscheune den jungen Gästen im 5-Sterne-
Gästehaus  „Simmernhof“ zur Verfügung stehen und soll so das Angebot am Hof für jun-
ge Familien attraktiver gestalten. 
 
 
 
Beschluss BUV: 
 
Der Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschuss empfiehlt dem Stadtrat, das gemeindliche 
Einvernehmen zum Antrag für den Neubau eines Mutterkuhstalls in Mossendorf auf dem 
Grundstück FlSt.Nr. 274/0 der Gemarkung Mossendorf zu erteilen. 
 
  
Abstimmungsergebnis: 
 
Einstimmig. 
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Beschluss 
 

Nr.:404 
 

Gegenstand: Errichtung von zwei Mehrfamilienhäusern mit je 12 Wohneinheiten, 
FlSt.Nr. 1413 der Gem. Burglengenfeld, Am Hirtberg 5, 93133 Burg-
lengenfeld - Bauvoranfrage - Empfehlung an den Stadtrat zur Ertei-
lung des gemeindlichen Einvernehmens 

 
Nach ordnungsgemäßer Ladung sind der 1. Bürgermeister und 7 der 7 Gremienmit-
glieder erschienen; sie waren für oben bezeichneten Beratungsgegenstand stimmbe-
rechtigt. 
Beschlussfähigkeit nach Art. 47 Abs. 2 GO war sonach gegeben. 

 
 
Sachdarstellung, Begründung: 
 
Die Bauherrin beabsichtigt auf dem elterlichen Grundstück „Am Hirtberg 5“ an der 
Maxhütter-Straße zwei Geschosswohnungsbauten mit insgesamt 24 Wohneinheiten 
– je 12 Wohneinheiten pro Gebäude – zu errichten. 
 
Die Grundstücksgröße beträgt 7922 m². 
 
Die Flächenqualität weist im Flächennutzungsplan eine bebaubare Grundstückstiefe 
von ca. 25m – 30m auf. Der Rest des Grundstücks ist als Grünland ausgewiesen mit 
teilweise Biotop, wobei dieses eingetragene Biotop von der Neubebauung nicht be-
troffen ist. Die Bauwerberin bezeichnet wohl daher auch Ihr Vorhaben als „Waldwoh-
nen für Generationen“. 
 
Auf dem Grundstück befindet sich weiterhin ein bestehendes Wohnhaus mit Neben-
gebäude. 
 
In Abstimmung mit der bestehenden Bebauung und der bestehenden Grundstücks-
zufahrt werden beide Baukörper sowohl in der Länge als auch in der Höhe versetzt 
auf dem Grundstück angeordnet. 
 
Ein Baukörper liegt unmittelbar in der vorbeschriebenen bebaubaren Zone und der 
zweite, versetzte Baukörper unmittelbar daran angrenzend dahinter. 
 
In der Gesamtheit betrachtet fügen sich beide neuen Gebäude gut in die vorhandene 
Topografie mit dem Bestandsgebäude ein. 
 
Im Vorfeld fand hierzu bereits eine Abstimmung mit dem Landratsamt Schwandorf 
statt. 
 
Beide Baukörper können im Einzelplangenehmigungsverfahren eingereicht werden. 
Eine Bauleitplanung z.B. in Form eines vorhabenbezogenen Bebauungsplans ist 
nicht notwendig. 
 
In mehreren Vorgesprächen wurde dem Bauwerber die städtebauliche Situation an-
heimgetragen, um die Einfügung in den Bestand auch zu gewährleisten. 
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Die städtebauliche Qualität weist hier von der Nutzung her ein Allgemeines Wohnge-
biet aus und wurde ohne Bebauungsplan entwickelt. Somit hat die Bewertung nach 
§34 BauGB zu erfolgen, das heißt, dass Einfügungsgebot ist Planungsgrundsatz. 
 
Dies wiederum fordert die Einfügung hinsichtlich der Ausrichtung der Baukörper, der 
Geschossigkeit, der Verhältnismäßigkeit, der Maßstäblichkeit zur Grundstücksgröße 
und in Bezug auf die städtebauliche Situation in den näheren Umgriff. 
 
Hinsichtlich einer sinnvollen Nachverdichtung werden derartige Vorhaben auch von 
der Verwaltung zunächst kritisch betrachtet, um die angesprochene Einfügung auch 
mit dem Gebot der nachbarschaftlichen Rücksichtnahme sicherzustellen. 
 
Die erforderlichen Abstandsflächen zu den benachbarten Grundstücken werden ein-
gehalten. Durch den Versatz beider geplanter Gebäude und Abrücken von den 
Grundstücksgrenzen wird dem nachbarschaftlichen Interesse Rechnung getragen 
sowohl auf dem Plangrundstück als auch unmittelbar bei den angrenzenden Nach-
bargrundstücken. 
 
Die Bauherrin plant weiterhin im rückwärtigen Gebäudeteil der Wohnanlage 1 
(Wohnanlage direkt an der Maxhütter-Straße) neun PKW-Stellplätze als halboffene 
Garage in den Hang hinein geschoben mit darüber liegendem Kinderspielplatz und 
„Treffpunkt“. 
 
Die städtebauliche Situation an der Maxhütter-Straße wird gewahrt. Die Häufung von 
Grundstückszufahrten wird durch die Anlage von einem Grünstreifen entlang der 
Wohnanlage 1 zwischen dem öffentlichen Gehweg und den PKW-Stellplätzen ver-
mieden. 
 
Die Stellplatzverpflichtung nach der Stellplatzsatzung von Wohneinheiten ist erfüllt 
und planerisch aufgezeigt. Bei jeweils 12 Wohneinheiten sind 36 Stellplätze nachzu-
weisen, die die Bauherrin mit jeweils 12 PKW Stellplätzen je Gebäude zugeordnet 
und neun weitere Stellplätze rückwärtig hinter der Wohnanlage 1 in den Hang hinein 
gebaut, vier weitere PKW-Stellplätze sind entlang der Maxhütter-Straße aufgereiht. 
 
Beide Hauptbaukörper weisen eine Breite von 11,61m x 32m auf. Durch eine ge-
schickte Grundrisswahl wird das Erd- und 1. Obergeschoss um ca. 1,5m breiter. 
 
Eine Kombination mit Terrassen und Balkonen verleiht der jeweiligen Fassade durch 
eine geschickte versetzte Anordnung einen lebendigen Charakter. 
 
Beide Gebäude weisen ein Walmdach auf. 
 
In der Wohnanlage 1 (entlang der Maxhütter-Straße) befinden sich insgesamt 12 
Wohungen 
 

 im Erdgeschoss: 
zwei Zweizimmer-Wohnungen mit je 72m² 
zwei Dreizimmer-Wohnungen mit je 82m² 

 im 1. OG: 
zwei Dreizimmer-Wohnungen mit je 83m² 
zwei Dreizimmer-Wohnungen mit je 82m² 
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 im 2. OG: 
zwei Zweizimmer-Wohnungen mit je 61m² 
zwei Vierzimmer-Wohnungen mit je 91m² 
 

In der Wohnanlage 2 befinden sich ebenfalls insgesamt 12 Wohnungen wie folgt: 
 

 im Erdgeschoss: 
zwei Zweizimmer-Wohnungen mit je 72m² 
zwei Dreizimmer-Wohnungen mit je 82m² 

 im 1. OG: 
zwei Dreizimmer-Wohnungen mit je 83m² 
zwei Dreizimmer-Wohnungen mit je 82m² 

 im 2. OG: 
zwei Zweizimmer-Wohnungen mit je 61m² 
zwei Vierzimmer-Wohnungen mit je 91m² 
 

In Bezug auf das Einfügungsgebot wird desweiteren die Grund- und Geschossflä-
chenzahl nach §17 der BauNVO (Baunutzungsverordnung) herangezogen, gültig für 
Allgemeine Wohngebiete mit GRZ max. 0,6 und GFZ max. 1,2. Dies wird eingehal-
ten. Geplant sind eine GRZ einschließlich des Bestandes von 0,26 und die GFZ be-
trägt 0,35. 
 
Mit Bezugspunkt auf das Erdgeschoss weist die Wohnanlage 1 eine Höhe gegen-
über dem öffentlichen Gehweg in der Maxhütter-Straße von 12,80m auf und das 
rückwärtige Gebäude eine Höhe von 12,95m. Durch die Erhaltung des Bestandsge-
ländes um die beiben geplanten Gebäude herum ergibt sich eine optisch wahrnehm-
bare Geschossigkeit von drei bis vier Geschossen. 
 
Zum Bauantrag sind jeweils noch ein Außenanlagenplan vorzulegen, der die Grün-
flächengestaltung mit dem Bestand erfassen soll sowie die erforderlichem Versicke-
rungsmulden für das Oberflächenwasser. Das Grundstück soll entlang der Haupter-
schließungsstraße wie im Plan aufgezeigt mit einzelnen Bäumen bepflanzt werden. 
 
Bei beiden Gebäuden handelt es sich um die Gebäudeklasse 4, so dass nach der 
Geschäftsordnung die Bauanträge dem Stadtrat vorzulegen sind. 
 
Unabhängig von einer evtl. umweltrechtlichen und immissionsschutzrechtlichen Prü-
fung, die von Seiten des Landratsamts Schwandorf erfolgt, empfiehlt die Verwaltung 
für die Bauvoranfrage zur Errichtung von zwei  Mehrgeschosswohnungsbauten das 
gemeindliche Einvernehmen zu erteilen. 

 
Beschluss BUV: 
 
Der Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschuss empfiehlt dem Stadtrat, das gemeindli-
che Einvernehmen für die Bauvoranfrage zur Errichtung von zwei Mehrfamilienhäu-
sern mit je 12 Wohneinheiten auf dem FlSt.Nr. 1413 der Gem. Burglengenfeld, Am 
Hirtberg 5, 93133 Burglengenfeld, zu erteilen. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Einstimmig. 
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Beschluss 
 

Nr.:405 
 

Gegenstand: Nutzungsänderung am bestehenden Brauereigebäude, FlSt.Nr. 
1328/2 der Gem. Burglengenfeld, Schwandorfer Straße 4, 93133 
Burglengenfeld - Bauvoranfrage - Empfehlung an den Stadtrat 

 
Nach ordnungsgemäßer Ladung sind der 1. Bürgermeister und 7 der 7 Gremienmit-
glieder erschienen; sie waren für oben bezeichneten Beratungsgegenstand stimmbe-
rechtigt. 
Beschlussfähigkeit nach Art. 47 Abs. 2 GO war sonach gegeben. 

 
 
 
Sachdarstellung, Begründung: 
 
Der Bauherr beantragt, das vorhandene Brauereigebäude mit einer Betriebsleiter-
wohnung an der Schwandorfer Straße umzunutzen. 
 
Dazu hat er einen Vorhabensbeschrieb vorgelegt, der dem Vorlagebericht auch bei-
liegt. Einzelheiten können daraus nachgelesen werden. 
 
Planungsrechtlich befindet sich das Anwesen im Außenbereich und ist nur unter be-
stimmten Voraussetzungen privilegiert, was hier in diesem Falle nicht zutrifft, zumin-
dest kann aber die bisherige Nutzung in jedem Falle fortbestehen. 
 
Es handelt sich bei dem Vorhaben um eine nicht erhaltenswerte Bausubstanz und 
prägt auch nicht das Bild einer Kulturlandschaft. 
 
Natürlich weist das Gebäude eine Geschichte auf, aber keine Denkmaleigenschaft, 
sonst wäre es vom Landesamt für Denkmalpflege längst nachqualifiziert worden. 
 
Bei einer Umnutzung im Bestand ist die Bestandserhaltung des Gebäudes in seinen 
Außmaßen vorangig. Geringfügige untergeordnete Anbauten könnten unter Umstän-
den zugelassen werden, wurde vom Antragsteller aber bis dato nicht angezeigt. 
 
Nach §35 (4) 1 f) BauGB kann allerdings eine Nachverdichtung von bis zu drei Woh-
nungen begründet werden. 
 
Der Bauherr beabsichtigt allerdings zu einer Betriebsleiterwohnung noch weitere 
sechs Wohnungen einzubauen, also insgesamt sieben Wohnungen. 
 
Die Verwaltung stellt fest, dass das Gebäude trotz seines Ausmaßes von seiner zu-
künftigen Nutzung überfrachtet wird. Stadtplanerisch gesehen ist hier die Entwick-
lung an diesem Standort fehl am Platz. Für Gewerbebetriebe gibt es entsprechende 
qualifizierte Gebiete, ebenso für die Wohnnutzung. 
 
Der Bauwerber erklärt sich auch nicht eindeutigt, sondern lässt es verständlicher-
weise bewusst offen, dass das Anwesen nach einer möglichen Baugenehmigung, 
wie er formuliert, zur Verfügung gestellt oder selbst verwertet wird. 
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Im Außenbereich ist es grundsätzlich zwingend vorgeschrieben, eine Selbstverwer-
tung vorzunehmen oder zumindest das Gebäude in Eigennutz zu behalten und zu 
bewohnen. Die Gefahr besteht natürlich auch hier, eine Wertsteigerung durch eine 
Baugenehmigung zu erfahren und das Anwesen gänzlich zu veräußern. Damit wird 
aber über Jahrzehnte hinaus die örtliche Situation verfestigt. 
 
Nichtsdestotrotz soll eine Nutzung im Bestand, wenn Sie denn ganzheitlich gestalte-
risch im Zusammenhang mit den geplanten Garagen und Stellplätzen aufgewertet 
wird Unterstützung finden. 
 
Durch die räumliche Ausdehung des Gebäudes ist es nachvollziehbar, dass der 
Bauherr hier eine Nachverdichtung anstrebt. Letztendlich ist es für die Einheimischen 
ein gewohntes Stadtbild und wäre es auch ein Gewinn, wenn dieses Gebäude mit 
einer Umnutzung eine Aufwertung erfahren würde, bevor es über Jahre hinweg auf-
grund seines maroden Zustands negativ unmittelbar an der Ortseinfahrt zur Altstadt 
ins Auge fällt. 
 
Im Vorfeld fand von Seiten der Verwaltung bereits eine Abstimmung mit dem Land-
ratsamt statt. Die Gemischtnutzung ist in diesem Bereich hinnehmbar. Mehr als drei 
Wohnungen, die das Baugesetzbuch im Außenbereich anheim stellt, werden von der 
Genehmigungsbehörde sehr kritisch gesehen. 
 
Aufgrund der räumlichen Ausdehnung des Gebäudes erscheint der Einbau von fünf 
Wohnungen einschließlich der Betriebsleiterwohnung für denkbar, sofern aus immis-
sionsschutzrechtlichen Gründen keine Einschränkungen bestehen. 
 
Nachdem sich das Gebäude auch am Rande des Landschaftsschutzgebietes „Burg-
berg“ befindet, soll für das geplante Vorhaben ein Außenanlagenplan vorgelegt wer-
den, der grünordnerisch das bestehende und das geplante Vorhaben in die grüne 
Umgebung einbindet. Es sollten daher für die Nutzung von z.B. fünf Wohnungen und 
dem geschilderten Gewerbe die 17 Stellplätze mit Bäumen gegliedert werden und 
zwar je vier Stellplätze ein Baum, also insgesamt mindestens fünf Bäume. 
 
Die Bodenversiegelung ist auf ein Mindestmaß zu reduzieren.  
 
Die Zufahrt zum Grundstück wurde in einem Gespräch mit dem Staatlichen Bauamt 
im Vorfeld soweit abgesprochen, so dass die Erschließung verkehrstechnisch soweit 
auch für die geplante Nutzung gesichert wäre. Für eine Linksabbiegespur Richtung 
Eislaufplatz erklärt sich der Antragsteller bereit, einen Grundstücksstreifen zur or-
dentlichen Anlage des Linksabbiegestreifens abzutreten. 
 
Für die Erschließungsvoraussetzungen liegt die Stellungnahne der Stadtwerke Burg-
lengenfeld bis dato noch nicht endgültig für die Wasserversorgung und Kanalisation 
vor. Bisher wird das Gebäude auch entsprechend ver- und entsorgt. Es wird davon 
ausgegangen, dass dies keine Schwierigkeit darstellt. 
 
Die Verwaltung schlägt vor, die Umnutzung des Gebäudes in der vorgetragenen 
Form bis auf die Wohnungen, die auf maximial fünf reduziert werden sollten, mit dem 
Antragsteller in einem Gespräch zu erörtern und um Neuvorlage zu bitten. 
Die Nutzung im Rahmen des sozialen Wohnungsbaus kann in baurechtlicher Hin-
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sicht nicht vorgeschrieben werden, ist aber – wenn sie denn auch umgesetzt wird – 
wünschenswert. 
 
Grundsätzlich kann der Bauherr auch auf Weiterleitung des vorgelegten Antrags zur 
Genehmigungsbehörde bestehen. Die Verwaltung wird diesen dann ohne Einver-
nehmenserteilung der Stadt weiter geben. 
 
 
Beschluss BUV: 
 
Der Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschuss empfiehlt dem Stadtrat, das gemeindli-
che Einvernehmen nicht zu erteilen. 
Mit der Reduzierung der geplanten sieben Wohnungen auf insgesamt fünf Wohnun-
gen besteht Einverständnis, ebenso mit der gewerblichen Nutzung. 
Voraussetzung hierfür ist die Bestandsnutzung ohne bauliche Erweiterungen. 
Für die Einbindung in die umgebende Landschaft ist ein Grünanlagenplan vorzule-
gen. Die Bodenversiegelung ist auf ein Mindestmaß zu reduzieren. Die Parkplatzsi-
tuation ist gegliedert mit Bäumen zu gestalten. Hierzu sind insgesamt fünf Bäume 
einzuplanen. 
Die Verwaltung wird beauftragt, vorgenannte Punkte mit dem Antragsteller nochmals 
zu besprechen. Der Antrag wird zurückgestellt. 
 
  
Abstimmungsergebnis: 
 
Mit 7 gegen 1 Stimme. 
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Beschluss 
 

Nr.:406 
 

Gegenstand: Erneuerung der Irlbrücke I - Bekanntgabe des Ausschreibungser-
gebnisses und Auftragsvergabe - Empfehlung an den Stadtrat 

 
Nach ordnungsgemäßer Ladung sind der 1. Bürgermeister und 7 der 7 Gremienmit-
glieder erschienen; sie waren für oben bezeichneten Beratungsgegenstand stimmbe-
rechtigt. 
Beschlussfähigkeit nach Art. 47 Abs. 2 GO war sonach gegeben. 

 
 
Sachdarstellung, Begründung: 
 
Die öffentliche Ausschreibung wurde am 16.3.2018 im Bayerischen Staatsanzeiger 
veröffentlicht. 
 
Von folgenden Firmen wurden die Unterlagen angefordert, und vom Bauamt ver-
sandt. 
 

 Fa. Guggenberger GmbH, Mintraching  

 Fa. Fahrner Bauunternehmung GmbH, Mallersdorf  

 Fa. Holzbau Büchele, GmbH&Co.KG, Aingling-Stotzard, in Schwaben   

 Fa. Schmeses & Lühn GmbH & Co.KG, Fesenburg, Emsland  

 Fa. Züblin Bau GmbH, Bayreuth  

 Fa. Tausendpfund GmbH & Co.KG, Regensburg   
  
Bei der Öffnung der Angebote am 12.4.18 lagen zwei Angebote vor, Vertreter der 
beiden Bieter waren anwesend. 
 
Die Angebotssumme beinhaltet die kompletten Arbeiten für den Brückenbau, 
Baustelleneinrichtung, Baustraßen, Abbruch des bestehenden Steges, Beton- und 
Stahlbetonbau, Spundwände und Duktile Gusspfähle, Stahlbau mit Geländern, Holz-
belag 
 
Die geprüfte Angebotssumme beträgt  
 
1. Fa. Ferdinand Tausdendpfund GmbH, Regensburg  621.683,01  € brutto 
  
2. Fa. Fahrener Bau GmbH, Mallersdorf                            685.095,34  € brutto 
 
Nebenangebote und Sondervorschläge waren nicht zugelassen.  
 
Die Kostenschätzung der reinen Bauleistung KG 200-500 zur Vorplanung des Büros 
Preihsl und Schwan vom 25.10.2017 lag bei 271.926,00 €.  
In der weiteren Bearbeitung bis zur Genehmigungsplanung mit Kostenberechnung 
vom 22.2.2018 erhöhte sich dieser Betrag auf 313.124,05 €. 
 
Die Kostenerhöhung ergab sich zum einen auf der vergrößerten Planungstiefe mit 
Detaillierung des Bauwerks und Erstellung der statischen Unterlagen. Erforderlich 
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waren z.B. etwas mehr Gründungspfähle und kräftigere Lager zur Sicherung des 
Steges bei Hochwasser. Die wesentliche Steigerung ergab jedoch die notwendige 
Baustraße über die Auwiesen und eine Furt in Höhe von  26.207,00 €.  
 
Ursprünglich sollte von den Stadtwerken eine Furt gebaut werden. Diese wird aber 
nicht mehr ausgeführt, so dass der Aufwand für eine Baustraße zusätzlich aufläuft. 
 
Das vor der Ausschreibung zur Kostenkontrolle am 14.3.2018 bepreiste LV des Bü-
ros kam auf einen Betrag von 331.198,00 € für die detailliert beschriebenen Leistun-
gen. 
 
Die beiden eingereichten Angebote liegen damit erheblich über der Kostenberech-
nung. Fa. FT 98,5 %, Fa. Fahrner 118 %. 
 
Sowohl die Firma Tausendpfund mit ca. 150 Mitarbeitern, wie auch die Firma Fahr-
ner Bau mit ca. 230 Mitarbeitern, sind mittelständische Betriebe, die als fachkundig, 
leistungsfähig und zuverlässig bekannt sind. Beide Firmen sind im Brückenbau tätig 
und wollen die Gewerke Spezialtiefbau, Stahlbau und Holzbelag mit Nachunterneh-
men ausführen. 
 
Die Angebotssummen sind rechnerisch nachgepüft 
 
Zunächst ist festzuhalten, dass das Interesse an der Ausschreibung sehr gering war. 
Ein Grund kann der anspruchsvolle Terminplan für die Bauausführung sein, bei der 
nach einer geplanten Vergabe am 09.05.2018 durch den Stadtrat unverzüglich am 
14.05.2018 mit den Arbeiten zu beginnen war, um dem Wunsch nach einer Nutzung 
noch im Spätsommer Anfang September nachzukommen. 
 
Im Vergleich der Kostenstufen und den des Leistungsverzeichnisses wird versucht, 
die Kosten zu bewerten. 
 
Im Titel „allgemeine Baustelleneinrichtung“ sind in der Regel auch Wagnis und Ge-
winn mit den Baustellengemeinkosten von üblicherweise 10 bis 20 % auf die Ge-
samtsumme eingepreist, so dass sich hier die Differenz im Ansatz des Büros mit 
35.000,00 € zu den Preisen der Firma FT mit 61.525,00 € und Fahren mit 97.589,00 
€ erklärt. 
 
Der Titel „Abbrucharbeiten“ liegt bei FT mit 16.465,00 € 40,7 % über dem Ansatz un-
seres Büros von 11.700,00 €, das ist vertretbar. Im Preis der Firma Fahrner von 
38.086,00 € könnte ein Übertragungsfehler in der Position „Holzsteg abbrechen“ für 
den lfm 743,2 €/m vorliegen. Die Abbruchkosten des leichten Holzüberbaus  betra-
gen 29.736,00 €, der unseres Erachtens aufwendigere Abbruch der Fundamente und 
Betonpfeiler nur 8350,14 €.  
 
Im Titel „Baustraßen und Dämme“ liegt  das bepreiste LV bei 43.050,00 €, die Firma 
FT bei 57.820,00  € und die Firma Fahrer bei 82.844,50 €. Die Kosten für diese spe-
zielle Arbeit waren schwierig abzuschätzen, Vergleichskosten lagen auch beim WWA 
nicht vor. 
Wir sind der Ansicht, dass der ortskundige Kalkulator der Jahrzehnte in Burglengen-
feld mit einer Niederlassung vertretenen Firma Tausendpfund die Leistung richtig 
erfasst hat. 
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Bei den „Spezialtiefbauarbeiten“ wurden die Kosten für die Duktilen Pfähle gut ge-
schätzt mit 18.000,00€. Das Angebot der FT liegt hier bei 21.219,00 €, das Angebot 
der Firma Fahrner bei 34.948,00 €.  
Die Angebote für den eigentlich geringen Anteil von Spundwandarbeiten betragen im 
Angebot der FT bei 66.580,00 € und im Angebot der Firma Fahrner mit 72.789,00 €. 
Die Kosten sind nicht nachvollziehbar und vollständig überhöht. Im bepreisten LV 
wurden hier 29.935,00 € vorgesehen. 
 
Im Titel „Wasserhaltung und Erdarbeiten“ liegen die Ansätze des Büros mit 
14.280,00 € mit der Firma FT 19.257,00 € und der Firma Fahrner mit 17.998,00 €  
beinander, während bei den „Stahlbetonarbeiten“ der Aufwand für die Schalung von 
den Bietern deutlich höher angeboten  wird. Ansatz Büro 13.860,00 €, FT 38.442,00 
€, Fahrner 48.749,00 €. 
 
Beim Gewerk „Stahlbau und Geländer“ ist der Ansatz von 93.562,00 € im bepreisten 
LV realistisch. Es liegen Vergleichspreise aus anderen Stahlbaumaßnahmen vor und 
die Netzgeländer wurden beim Hersteller in der Schweiz angefragt.  
Unter Umständen war hier der Preisdruck der Subunternehmer groß, die in der kur-
zen Anbgebotsfrist eingeholten Nachunternehmerangebote der beiden Firmen nicht 
angemessen oder die Zuschläge der Firmen auf diese Leistungen sind zu hoch.  
Zum Vergleich mit der Kostenberechnung sind einzelene Titel zusammengefaßt. 
Die Firma FT kommt auf 159.702,00 € und die Firma Fahrner auf 145.458,00 €.  
 
Man sieht das beim Untertitel „Elastomerlager“, Ansatz P+S  7.280,00 €, FT hier sehr 
hoch mit 23.640,00 € und Fahrner  wieder nachvollziehbar mit 5364,00 €. 
 
Beim Untertitel „Beschichtung“ Ansatz P+S 12.500,00 € vergleichbar Angebot Fahr-
ner 11.972,00 € und fast doppelt so hoch FT mit 23.250,00 €. 
 
Für die Füllungen der Geländer mit Netz liegt der Ansatz von P+S bei 23.600,00 €, 
FT mit 43.027,00 € und Fahrner mit 47.883,00 €. 
 
In der Hauptposition „Stahlkonstruktion für den Überbau“ kommt das bepreiste LV 
auf 36.892,00 €. Das Angebot von FT mit einer Differenz von 29 % bei 47.733,00 € 
liegt noch in vertretbarem Rahmen, das Angebot von Fahrner  mit einer Differenz von 
78 % bei  
65.839,00 € wesentlich zu hoch. 
 
Auch beim Titel „Belag aus Eichenbohlen“ ist der Einfluss der Nachunternehmerleis-
tung sehr unterschiedlich. 
Der Ansatz des Büros mit 18.930,00 € wurde bei Lieferanten erfragt. Fahrner liegt mit 
37.662,00 € noch im erklärbaren Bereich, der Preis von FT mit 81.408,00 € ist aber 
sicher nicht angemessen. 
 
Zusammenfassung: 
Das Ergebnis der Submission bestätigt die allgemeine Lage am Bau mit einer hohen 
Auslastung der Firmen. Die Frankfurter Allgemeine Zeitung schreibt dazu am 19.4 
„Die Auftragsbücher sind so gut gefüllt wie seit  20 Jahren nicht mehr. Zugleich fehlt 
es überall an Facharbeitern“. 
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Damit wird es zunehmend schwieriger wirtschaftliche Angebote zu erhalten. Das 
spiegelt sich auch in der Ausschreibung für den neuen Irlsteg wieder. 
Mit nur sechs Anforderungen war das Interesse der Firmen leider nicht groß. 
 
In beiden eingegangenen Angeboten sind in einigen Titeln unangemessen hohe 
Preise angeboten. Das führt jeweils zu einem überhöhten Gesamtpreis, auf den der 
Zuschlag nicht erteilt werden kann. Die vorhandenen Haushaltsmittel reichen nicht 
aus. 
 
Es wird empfohlen die Ausschreibung nach § 17 VOB A aufzuheben. 
 
Die hohe Auslastung der Firmen führt dazu, dass komplexe Bauvorhaben mit einem 
höheren Ansatz von Wagnis und Gewinn angeboten werden. 
 
Aus der Markteinschätzung empfehlen wir, den Zeitplan etwas gestreckter neu auf-
zubauen und neu auszuschreiben. Dabei können auch die im nun vorliegenden Ge-
nehmigungsbescheid noch nötigen Arbeiten für Baum- Pflanzenschutz und Renatu-
rierung für ca. 10.000,00 € mit aufgenommen werden. 
 
Um das Bauwerk im Sommer zügig herzustellen war die Ausschreibung bisher auf 
einen Generalunternehmer ausgelegt. Wie man sieht, sind hier die Zuschläge der 
Betonbauer auf die Stahl- und Holzbauarbeiten sehr hoch. Unter Umständen liegt 
das allerdings auch am Preisdruck der Subunternehmer auf den Generalunterneh-
mer. 
 
Um eine Kosteneinsparung zu erreichen könnten die Gewerke auch in Erdbau mit 
Betonbau und in Stahlbau mit Holzbau getrennt werden. 
Es könnte sich als günstig erweisen die Angebotsfristen für die Firmen und die Zeiten 
für die Arbeitsvorbereitung nach Auftragsvergabe zu verlängern. 
 
Für die weitere zeitliche Vorgehensweise gibt es zwei Möglichkeiten. Zum einen die 
erneute Ausschreibung bis Mitte Mai vorzunehmen, um dann die Vergabe am 
27.06.2018 in der Stadtratssitzung vornehmen zu können. Mitte Juli 2018 wäre hier 
die technische Bearbeitung der beauftragten Firma möglich, mit einem Baubeginn für 
die Gründung im September, die voraussichtlich bis Mitte November dauern wird. 
Der Stahlüberbau könnte dann Ende November aufgesetzt werden. Hier handelt es 
sich um einen nicht ganz so eng gespannten Zeitrahmen. Es wäre empfehlenswert, 
die Ausschreibung soweit vorzunehmen und die Erstellung der Gründung sowie den 
Überbau komplett ins Jahr 2019 zu verschieben. 
 
Ansonsten muss mit einer weiteren möglichen überzogenen Preiskalkulation bei der 
Vorgabe des ersten Zeitrahmens gerechnet werden. Die Marktlage ist zurzeit auch 
sehr schwer einzuschätzen, da allgemein die Baupreise angezogen, teilweise sogar 
weit überzogen sind. 
 
Aus der Markteinschätzung ergibt sich leider aber auch, dass es derzeit notwendig 
sein wird, das Budget für den Steg nach oben anzupassen. Mit reinen Baukosten von 
ca. 430.000,00 € brutto und den dazukommenden Baunebenkosten von 
55.0000,00 € ist dann doch mit Gesamtkosten von ca. 500.000,00 € für den neuen 
Steg zu rechnen. 
In Ergänzung zum Ausschreibungsergebnis liegt zwischenzeitlich der Bescheid zur 
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wasserrechtlichen Erlaubnis vor. In dem Zusammenhang musste kurzfristig ein land-
schaftspflegerischer Begleitplan vorgelegt sowie eine artenschutzrechtliche Prüfung 
für die „gemeine Teichmuschel“, die „große Teichmuschel“ und die Malermuschel 
sowie für die äußerst seltene „abgeplattete Teichmuschel“ durchgeführt werden. Das 
Verfahren ist noch nicht gänzlich abgeschlossen. Hierzu wurde Herr Dipl.-Biologe 
Ortwin Ansteeg kurzfristig beauftragt, der seit mehreren Jahren den Muschelbestand 
in der Naab wissenschaftlich erfasst und kartografiert. 
 
Eine Baubehinderung wäre bei einer möglichen Vergabe nicht gegeben gewesen. 
Bei möglichem Auffinden der vorbeschriebenen Muscheln wäre angedacht, diese 
oberstromig wieder in die Naab zurückzusetzen. 
 
Die Verwaltung schlägt vor, die Ausschreibung aufzuheben und eine Neuausschrei-
bung mit längerer Zeitvorgabe durchzuführen. 
 
 
Beschluss BUV: 
 
Der Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschuss empfiehlt dem Stadtrat, die Ausschrei-
bung aufgrund des weit überzogenen Angebotpreises gegenüber der detaillierten 
Kostenschätzung im Vorfeld aufzuheben. 
Es soll eine Neuausschreibung mit den beiden Gewerken Erdbau mit Betonbau und 
Stahlbau mit Holzbau durchgeführt werden. 
Als Zeitplan wird vorgegeben, die Gründung voraussichtlich Mitte November diesen 
Jahres zu erstellen und den Überbau Ende November aufzubringen. 
Es sind die Haushaltsmittel entsprechend einzuplanen. 
 
 
   
Abstimmungsergebnis: 
 
Mit 6 gegen 2 Stimmen. 
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Beschluss 
 

Nr.:407 
 

Gegenstand: Breitbandausbau in FTTH - Beauftragung eines Masterplans für den 
Bereich der Kernstadt - Empfehlung an den Stadtrat 

 
Nach ordnungsgemäßer Ladung sind der 1. Bürgermeister und 7 der 7 Gremienmit-
glieder erschienen; sie waren für oben bezeichneten Beratungsgegenstand stimmbe-
rechtigt. 
Beschlussfähigkeit nach Art. 47 Abs. 2 GO war sonach gegeben. 

 
 
 
Sachdarstellung, Begründung: 
 
Derzeit ist das gesamte Stadtgebiet im Rahmen des Bundesförderprogramms (das 
über das Landratsamt läuft) und des Bayerischen Förderprogramms in den Breit-
bandausbau einbezogen. 

Die noch nicht ausgebauten Ortsteile in der Kernstadt und im Umland sind für die 
entsprechenden Förderprogramme angemeldet. Die ersten Schritte in den Förder-
verfahren sind eingeleitet. 

Bis Ende 2019 und Ende 2020 sollen diese Ausbauabschnitte, welche Mindestüber-
tragungsraten von 30 Mbit und 50 Mbit bringen sollen, abgeschlossen sein.  

Durch den Fortschritt in der Technik werden künftig noch höhere Übertragungsraten 
benötigt. Dazu wird aller Voraussicht nach der weitere Ausbau von Glasfaserleitun-
gen, mittel- und längerfristig bis zu den einzelnen Gebäuden (Wohn- und Gewerbe-
nutzung), erforderlich werden (Ausbau im Standard FTTH, fiber to the home). 

Durch diesen weiteren Ausbau entlang vorhandener und geplanter Straßen werden 
umfangreiche und kostenintensive Tiefbauarbeiten erforderlich werden. Dadurch wird 
eine umfangreiche und detaillierte Planung der Ausbauabschnitte und deren ausrei-
chende Dimensionierung, der Erschließungseinheiten inklusive der Abstimmung mit 
sonstigen Tiefbaumaßnahmen der Stadt, der Stadtwerke und anderer Versorgungs-
unternehmen notwendig. Wichtig wird auch sein, den voraussichtlichen Kapazitäts-
bedarf entlang der Straßen genau zu kalkulieren und ein Netz von Übergabe- und 
Netzverteilpunkten so zu konzipieren, dass der wirtschaftlich vernünftigste Ausbau 
mit dem Ziel eines im Endausbau vernünftigen Gesamtnetzes an Breitbandverbin-
dungen kombiniert wird. 

Ein solcher Masterplan soll auch qualifizierte Aussagen über 

 die Anzahl der Leerrohre je Trassenabschnitt 

 die Art der Leerrohre 

 die Art und Lage der Schächte und deren Standort bzw. Verteilung im Netz 

 die Verschaltung der Leerrohre 

liefern. 
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Eine Förderung eines solchen Masterplans ist im Rahmen des Bundesförderpro-
gramms möglich. Diese Fördermöglichkeit, die durch die atene Kom (von der Bun-
desregierung eingeschalteter Projektträger) abgewickelt wird, macht zur Bedingung, 
dass die durch die Förderrichtlinie vorgegebenen Aspekte der Gigabitgesellschaft mit 
einbezogen werden und deren sachliche Verbindungen zum Masterplan von Anfang 
an berücksichtigt werden müssen. 

Solche umfangreichen und komplexen Planungen müssen von einem Fachbüro 
durchgeführt werden, das gerade im Bereich der Breitband- und Kommunikations-
verbindungen bewährte Kompetenz aufweist. 

Nach Aussage der Vergabestelle bei der Regierung der Oberpfalz ist für die Vergabe 
eines solchen Masterplans zumindest eine beschränkte Ausschreibung, also die Ein-
holung von drei Angeboten nötig. 

Ein solcher Masterplan kostet voraussichtlich 40.000,00 bis 50.000,00 € und wird im 
Rahmen des Bundesprogramms mit bis zu 50.000,00 € zu 100% gefördert. 

 
 
Beschluss BUV: 
 
Der Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschuss empfiehlt dem Stadtrat, die Erstellung 
eines Masterplans für den Breitbandausbau in FTTH-Standard für den Bereich der 
Kernstadt zu genehmigen. 
 
 
 
  
Abstimmungsergebnis: 
 
Einstimmig. 
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Gegenstand: Anfragen nach § 31 der Geschäftsordnung / Informationen des Bür-
germeisters 

 
Anfragen nach §31 der Geschäftsordnung: 
 
Stadtrat Albin Schreiner erkundigte sich, wann die Fronfeste öffentlich zugänglich 
sei, da er hierzu keine Informationen auf der Homepage gefunden hätte. 
Stadtbaumeister Franz Haneder informierte den Ausschuss, dass der Tag der Städ-
tebauförderung am 05.05.2018 sei und er von 13.00 Uhr bis 17.00 Uhr allen Interes-
sierten in der Fronfeste für Fragen zur Verfügung stehen würde. Pressesprecher Mi-
chael Hitzek habe seine Pressemitteilung am Nachmittag bereits an die MZ weiter-
geleitet sowie auf der Homepage online gestellt. 
 
Informationen des Bürgermeisters: 
 
Stadtbaumeister Franz Haneder informierte den Ausschuss über den Eingang  
von zwei unterschiedlichen Angeboten in Höhe von 104.000 € und 107.000 € für 
kleinere, auf das gesamte Stadtgebiet verteilte Straßensanierungsarbeiten. Die 
Stadtwerke Burglengenfeld hätten diese Angebote eingeholt und vor der Sitzung des 
Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschusses an Herrn Haneder übergeben. 
Wenn der Ausschuss ohne Vorberatung zustimmen würde, dann würde die 
Verwaltung dem Stadtrat eine entsprechende Vorlage zur Sitzung am 09.05.2018  
zur Abstimmung vorlegen, damit mit den Sanierungsarbeiten zügig begonnen 
werden könnte. 
Der Ausschuss war mit dieser Vorgehensweise einverstanden. 
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